
DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
Februar 2007

57

�ffentliche Finanzen �ffentlicher Gesamthaushalt

Die Lage der deutschen Staatsfinanzen hat

sich im abgelaufenen Jahr verbessert und

stellt sich nun deutlich g�nstiger dar als zu

Jahresbeginn 2006 erwartet. Nach den ersten

vorl�ufigen Angaben des Statistischen Bun-

desamtes ging die gesamtstaatliche Defizit-

quote um 1,2 Prozentpunkte auf 2,0% zu-

r�ck. Sie unterschritt damit zum ersten Mal

seit 2001 wieder die im EG-Vertrag veran-

kerte Obergrenze von 3%. Aufgrund der

g�nstigen Entwicklung zum Jahresende, die

in das vorl�ufige Ergebnis noch nicht vollst�n-

dig eingeflossen ist, d�rfte die Defizitquote

noch nach unten revidiert werden.

Die �ffentliche Verschuldung stieg im vergan-

genen Jahr weiter merklich. In Relation zum

Bruttoinlandsprodukt (BIP) d�rfte der sehr

hohe Vorjahrsstand von knapp 68% weitge-

hend unver�ndert geblieben sein, obwohl das

hohe nominale Wirtschaftswachstum d�mp-

fend auf die Quote wirkte. Das Defizit hat

somit trotz des deutlichen R�ckgangs noch

immer �ber dem Niveau gelegen, das eine

sp�rbare Verringerung der Schuldenquote

gesichert h�tte.

Der recht kr�ftige Defizitr�ckgang war vor al-

lem auf die g�nstige konjunkturelle Entwick-

lung und den außerordentlich starken Anstieg

bei den – erratischen und großen Schwan-

kungen unterliegenden – gewinnabh�ngigen

Steuern zur�ckzuf�hren. So ergeben stan-

dardisierte Berechnungen (siehe auch Erl�u-

terungen auf S. 58f.), dass der positive kon-

junkturelle Einfluss knapp einen halben Pro-

zentpunkt und das dar�ber hinausgehende

Defizitgrenze
2006 erstmals
seit 2001 wie-
der eingehalten

Schuldenquote
voraussichtlich
weitgehend
unver�ndert

G�nstige
Konjunktur-
entwicklung
und außer-
ordentlicher
Anstieg der
gewinn-
abh�ngigen
Steuern
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Zur strukturellen Entwicklung der �ffentlichen Finanzen –
Ergebnisse des disaggregierten Ansatzes f�r das Jahr 2006

Auf den ersten Blick hat sich die Lage der �ffentlichen Finan-
zen in Deutschland im vergangenen Jahr stark verbessert.
Das staatliche Finanzierungsdefizit sank ersten Berechnun-
gen zufolge auf 2,0% des BIP, nachdem es 2005 noch 3,2%
betragen hatte. Im Rahmen des im Monatsbericht vom M�rz
2006 ausf�hrlich vorgestellten disaggregierten Ansatzes zur
Analyse der Staatsfinanzen1) kann zum einen abgesch�tzt
werden, welcher Einfluss hierbei von konjunkturellen und
speziellen tempor�ren Effekten ausging. Zum anderen k�n-
nen strukturelle Ver�nderungen der Ausgaben- und Einnah-
menquote und deren maßgebliche Einflussfaktoren abgelei-
tet werden. Im Folgenden werden die wesentlichen Ergeb-
nisse dieser Analyse f�r das Jahr 2006 vorgestellt.2)

Der deutliche R�ckgang der Defizitquote um 1,2 Prozent-
punkte im vergangenen Jahr ist zu einem guten Teil auf
die g�nstige konjunkturelle Entwicklung zur�ckzuf�hren.
Der auf Grundlage des im Europ�ischen System der Zen-
tralbanken standardm�ßig verwendeten Bereinigungsver-
fahrens ermittelte Beitrag der Konjunktur belief sich auf
0,4 Prozentpunkte. Klar abzugrenzende tempor�re Son-
dereffekte (wie beispielsweise UMTS-Erl�se in der Vergan-
genheit) hatten dagegen im Jahr 2006 per saldo keinen
nennenswerten Einfluss auf die Ver�nderung des Finanzie-
rungssaldos. Das um beide Effekte bereinigte, im Rahmen
des Ansatzes als strukturell definierte Defizit verringerte
sich somit bezogen auf das Trend-BIP um 0,8 Prozentpunkte.

Die strukturellen Einnahmen stiegen in Relation zum
Trend-BIP um 0,7 Prozentpunkte und damit st�rker als die
unbereinigte Einnahmenquote. Leicht quotenerh�hend
wirkte, dass der – wie �blich – positive Fiscal Drag (insbe-
sondere Progressionseffekt) �ber den progressiven Ein-
kommensteuertarif den negativen Einfluss bei den weitge-
hend mengenabh�ngigen speziellen Verbrauchsteuern
�berwog. Dies wurde freilich durch die fortgesetzte nega-
tive strukturelle Abkopplung der makro�konomischen Be-
zugsgr�ßen von der Entwicklung des BIP kompensiert. So
senkte die (trendm�ßig) vergleichsweise geringe Zunahme
der Bruttol�hne und -geh�lter f�r sich genommen die
Quote von Einnahmen aus Sozialbeitr�gen und Lohn-

steuereinnahmen zum Trend-BIP. Der im Vergleich zum BIP
schnellere trendm�ßige Anstieg der Unternehmens- und
Verm�genseinkommen wog dies nicht auf. Rechts�nderun-
gen hatten per saldo keinen gr�ßeren Einfluss. Einigen ein-
nahmenerh�henden Maßnahmen (u.a. die erstmals ganz-
j�hrig wirksame letzte Erh�hung der Tabaksteuer und die
Verbreiterung der einkommensteuerlichen Bemessungs-
grundlage) standen verschiedene abgabensenkende Maß-
nahmen (u.a. die Verbesserung der Abschreibungsbedin-
gungen) gegen�ber.

Letztlich entscheidend f�r den starken Anstieg der struktu-
rellen Einnahmenquote und auch f�r den R�ckgang der
strukturellen Defizitquote ist die (im Rahmen des standardi-
sierten Verfahrens unerkl�rte) außerordentlich kr�ftige Zu-
nahme der Steuern und Sozialversicherungsbeitr�ge in Re-
lation zum Trend-BIP (Residuum: + 0,7 Prozentpunkte). Ins-
besondere die gewinnabh�ngigen Steuern schlugen hier zu
Buche (+ 0,5 Prozentpunkte). Ihr Aufkommen wuchs
wesentlich st�rker, als es aufgrund der Entwicklung der Un-
ternehmens- und Verm�genseinkommen (die im Rahmen
der Konjunkturbereinigung als gesamtwirtschaftliche Be-
zugsgr�ße f�r die gewinnabh�ngigen Steuern dienen) zu
erwarten gewesen w�re. Dies kann unter anderem darin
begr�ndet liegen, dass im vergangenen Jahr h�here
Steuervorauszahlungen mit besonders umfangreichen
Nettonachzahlungen f�r vergangene Jahre zusammenge-
troffen sind. Auch die Zuw�chse bei den Umsatzsteuerein-
nahmen lagen bereinigt um Rechts�nderungen h�her als
durch die (standardisierte) makro�konomische Bemes-
sungsgrundlage zu erkl�ren ist. Hierzu d�rften steuerbe-
dingt vorgezogene K�ufe von Konsumg�tern beigetragen
haben, weil sie den Anteil der G�ter am Gesamtkonsum er-
h�ht haben, die mit dem zum 1. Januar 2007 erh�hten Re-
gelsatz belastet sind. M�glicherweise sind auch insolvenz-
bedingte Steuerausf�lle und der Umfang des Umsatzsteuer-
betrugs zur�ckgegangen. Die vergleichsweise ung�nstige
Entwicklung der Verbrauchsteuern d�rfte dagegen wie
schon in den Vorjahren darin begr�ndet liegen, dass die
Konsumenten infolge des Preisanstiegs bei Energie und
Tabak ihre Verbrauchsgewohnheiten ver�ndert haben.

1 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Ein disaggregierter Ansatz zur Analyse
der Staatsfinanzen: die Entwicklung der �ffentlichen Finanzen in
Deutschland in den Jahren 2000 bis 2005, Monatsbericht, M�rz 2006,
S. 63–79. — 2 Die Ergebnisse k�nnen sich im weiteren Verlauf durch
Revision der vorl�ufigen VGR-Ergebnisse oder der Einsch�tzung der
gesamtwirtschaftlichen Perspektiven �ndern. — 3 Hierzu trug neben
der Bereinigung um konjunkturbedingt merklich geringere Arbeits-

marktausgaben bei, dass der BIP-Deflator im vergangenen Jahr sehr
niedrig ausfiel. Damit erh�hte sich der Nenner der strukturellen Aus-
gabenquote, der sich aus dem realen Trend-BIP und dem BIP-Deflator
zusammensetzt, nur vergleichsweise wenig. — 4 Bereinigt um kon-
junkturelle Einfl�sse und tempor�re Effekte. Abgrenzung gem�ß
ESVG ’95. — 5 Angaben in % des nominalen BIP. — 6 Veranlagte Ein-
kommensteuer, Kapitalertragsteuern, K�rperschaftsteuer, Gewerbe-
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Die Ausgabenquote ging trotz des ged�mpften nominalen
Ausgabenzuwachses in struktureller Betrachtung kaum zu-
r�ck.3) W�hrend die Zinsausgabenquote erstmals seit lan-
gem wieder etwas zunahm, sank die strukturelle Quote
der �brigen Ausgaben (Prim�rausgaben). Dies war nicht
zuletzt auf die Arbeitnehmerentgelte des Staates zur�ck-
zuf�hren, die wie schon in den Vorjahren einen Konsoli-
dierungsbeitrag leisteten, der aus der sinkenden Zahl der
Staatsbediensteten in Verbindung mit weitgehend unver-
�nderten Tarifentgelten resultierte. Die �berwiegend an
die Lohnentwicklung gekoppelten Sozialleistungen wuch-
sen insgesamt moderat. Quotensenkenden Tendenzen bei

den Ausgaben f�r die Alterssicherung standen dabei quo-
tenerh�hende Einfl�sse nicht zuletzt bei den Gesundheits-
ausgaben gegen�ber.

Insgesamt zeigt sich, dass der deutliche R�ckgang der un-
bereinigten Defizitquote im vergangenen Jahr vor allem
auf Sondereinfl�sse zur�ckzuf�hren ist. Die positiven kon-
junkturellen Einfl�sse, die bei der strukturellen Entwick-
lung herausgerechnet werden, und der Boom bei den ge-
winnabh�ngigen Steuern waren ausschlaggebend f�r die
sehr g�nstige Entwicklung.

steuer. — 7 Auf den Staatssektor entfallende Zahlungen, z.B. Sozial-
beitr�ge f�r Angeh�rige des �ffentlichen Dienstes (gesch�tzt). —
8 Sonstige empfangene laufende Transfers, Verk�ufe und empfan-
gene Verm�genstransfers. — 9 Einschl. sonstiger laufender Transfers
an private Haushalte. — 10 Sonstige geleistete laufende Transfers an
Kapitalgesellschaften und die �brige Welt, Netto-Zugang sonstiger
nichtfinanzieller Verm�gensg�ter und geleistete Verm�genstrans-

fers. — 11 Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung, f�r Beam-
tenpensionen und Leistungen der Postpensionskasse. — 12 Ausgaben
der gesetzlichen Krankenversicherung und Beihilfezahlungen f�r Be-
amte. — 13 Ausgaben der Bundesagentur f�r Arbeit (ohne Aussteue-
rungsbetrag) und Ausgaben f�r Arbeitslosenhilfe (bis 2004) bzw. f�r
Arbeitslosengeld II (ab 2005) sowie Eingliederungsmaßnahmen.

Strukturelle Entwicklung4) in Prozent des Trend-BIP

Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in Prozentpunkten

Position 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Insgesamt
2001 bis
2006

Unbereinigter Finanzierungssaldo5) – 4,1 – 0,8 – 0,4 0,3 0,5 1,2 – 3,3
Konjunkturkomponente5) 0,0 – 0,4 – 0,5 – 0,2 – 0,1 0,4 – 0,8
Tempor�re Effekte5) – 2,5 0,1 – 0,1 0,1 0,1 0,0 – 2,3

Finanzierungssaldo – 1,7 – 0,5 0,3 0,4 0,5 0,8 – 0,2

Zinsen – 0,1 – 0,2 0,0 – 0,1 – 0,1 0,1 – 0,4
wegen Ver�nderung des Durchschnittszinsess) 0,0 – 0,2 – 0,1 – 0,2 – 0,2 0,0 – 0,7
wegen Ver�nderung des Schuldenstandss) – 0,1 0,0 0,1 0,1 0,1 0,1 0,3

Prim�rsaldo – 1,8 – 0,7 0,3 0,3 0,4 0,9 – 0,6

Einnahmen – 1,9 – 0,6 – 0,3 – 1,0 0,1 0,7 – 3,0
davon:

Steuern und Sozialbeitr�ge – 1,9 – 0,5 – 0,1 – 0,8 0,0 0,7 – 2,6
Fiscal drag 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,7
Abkopplung der Basis vom BIP – 0,3 – 0,3 – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,1 – 1,1
Rechts�nderungen – 1,1 0,7 0,4 – 0,6 – 0,2 0,1 – 0,7
Residuum – 0,8 – 1,0 – 0,6 – 0,2 0,3 0,7 – 1,5

darunter: Gewinnabh�ngige Steuern6) – 0,7 – 0,8 – 0,1 0,1 0,1 0,5 – 0,9
nachrichtlich: Teil der Ausgaben7) – 0,1 0,0 0,0 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,4
Nicht-steuerliche Einnahmen8) 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,2 0,0 – 0,1 – 0,4

Prim�rausgaben – 0,1 0,1 – 0,5 – 1,3 – 0,3 – 0,2 – 2,3
davon:

Sozialausgaben9) 0,2 0,5 – 0,1 – 0,8 – 0,1 0,0 – 0,4
Subventionen – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 0,0 – 0,6
Arbeitnehmerentgelte – 0,2 – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 1,0
Vorleistungen 0,0 0,0 0,0 – 0,1 0,2 0,0 0,2
Bruttoanlageinvestitionen 0,0 – 0,1 – 0,1 – 0,1 0,0 0,1 – 0,4
Sonstige Ausgaben10) 0,1 – 0,2 0,0 0,0 0,0 – 0,1 – 0,2

Nachrichtlich:
Ausgaben f�r Alterssicherung11) 0,0 0,1 0,0 – 0,2 – 0,2 – 0,1 – 0,4
Gesundheitsausgaben12) 0,1 0,0 – 0,1 – 0,4 0,1 0,1 – 0,2
Arbeitsmarktausgaben13) 0,0 0,0 – 0,1 – 0,2 0,2 0,0 0,0
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Wachstum der Gewinnsteuern zus�tzlich

einen halben Prozentpunkt zur Verbesserung

der Defizitquote beigetragen haben.

Die staatliche Einnahmenquote stieg im ver-

gangenen Jahr leicht auf 43,7% an. W�h-

rend das Aufkommen der gewinnabh�ngigen

Steuern in Relation zum BIP stark um etwa

drei viertel Prozentpunkte zunahm (vgl.

Schaubild auf S. 64),1) gingen die Sozialver-

sicherungsbeitr�ge bei unver�nderten Bei-

tragss�tzen um einen drittel Prozentpunkt zu-

r�ck,2) da die Bruttolohn- und -gehaltssumme

wie in den Vorjahren schw�cher als das BIP

wuchs. Weiterhin d�mpfte die Verbrauchs-

reaktion auf die hohen �lpreise die Einnah-

men aus der als Mengensteuer erhobenen

Energiesteuer.

Die Ausgaben gingen 2006 in Relation zum

BIP um gut einen Prozentpunkt auf 45,7%

zur�ck. Eine große Rolle spielte dabei die po-

sitive konjunkturelle Entwicklung. Sie senkte

die Quote nicht nur �ber das Wachstum

des nominalen BIP, sondern auch �ber gerin-

gere arbeitsmarktbedingte Ausgaben. Die

ged�mpfte Lohnentwicklung impliziert nicht

nur relativ schwache Einnahmenzuw�chse,

sondern auch Entlastungen des Staatshaus-

halts auf der Ausgabenseite, weil viele Sozial-

leistungen eng an die Entgeltentwicklung ge-

koppelt sind. Zudem wurde hierdurch die Be-

grenzung der staatlichen Personalausgaben

erleichtert, die in Relation zum BIP deutlich

zur�ckgingen.

Im laufenden Jahr d�rfte sowohl die Schul-

den- als auch die Defizitquote sinken. Aus-

schlaggebend hierf�r sind vor allem die ein-

nahmenseitigen Maßnahmen und ein nur

m�ßiger Ausgabenanstieg. Insgesamt k�nnte

die Einnahmenquote leicht zur�ckgehen.

Zwar haben einerseits Rechts�nderungen per

saldo erhebliche Einnahmensteigerungen zur

in % des Bruttoinlandsprodukts

Defizitquote

2)

Ausgabenquote

Einnahmenquote

Abgabenquote 1)

Kennziffern der öffentlichen
Haushalte *)

* In der Abgrenzung der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen. — 1 Steuern und
Sozialbeiträge zzgl. Zöllen und Mehrwert-
steueranteil der EU. — 2 Ohne Berücksichti-
gung der Erlöse aus der Versteigerung von
UMTS-Lizenzen.
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1 Vgl. hierzu auch: Deutsche Bundesbank, Zur Entwick-
lung der gewinnabh�ngigen Steuern, Monatsbericht,
November 2006, S. 56.
2 Die Vorverlegung des Abf�hrungstermins f�r die meis-
ten Sozialbeitr�ge wirkt sich in der Abgrenzung der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen wegen peri-
odengerechter Erfassung nicht einnahmensteigernd aus.

Einnahmen-
quote gering-
f�gig gestiegen

Ausgabenquote
vor allem
konjunktur-
bedingt stark
gesunken

Trotz Abgaben-
erh�hungen
k�nnte
Einnahmen-
quote 2007
leicht sinken
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Folge. Insbesondere die Erh�hung des Regel-

satzes der Mehrwertsteuer f�hrt zu Mehrein-

nahmen, die deutlich �ber die Nettoentlas-

tung bei den Sozialbeitr�gen hinausgehen.

Andererseits wird aber vor allem die Brutto-

lohn- und -gehaltssumme als wichtigste ge-

samtwirtschaftliche Bezugsgr�ße der staat-

lichen Einnahmen, aber auch der private Ver-

brauch vor Steuern voraussichtlich wieder

langsamer steigen als das durch den Preis-

effekt der Verbrauchsteuererh�hungen zu-

s�tzlich erh�hte nominale BIP. Zudem k�nnte

es bei den gewinnabh�ngigen Steuern nach

den starken Anstiegen der Vorjahre zu einer

gewissen Gegenbewegung kommen.

Auch die Ausgabenquote wird weiterhin

durch die bisherige moderate Lohnentwick-

lung ged�mpft werden.3) Bezogen auf das

BIP d�rften daher die Ausgaben f�r Alters-

sicherung, Arbeitsmarkt und Personal wie-

derum erheblich sinken. Entlastend wirken

sich dabei ebenfalls die derzeit relativ niedri-

gen Rentenzugangszahlen, die anpassungs-

d�mpfenden Faktoren der Rentenformel, der

sich voraussichtlich fortsetzende R�ckgang

des staatlichen Personalbestandes sowie die

K�rzung der Bezugsdauern beim Arbeits-

losengeld I aus. Auch von den Verm�gens-

transfers ist vor allem aufgrund der allm�hlich

auslaufenden Eigenheimzulage ein Konsoli-

dierungsbeitrag zu erwarten.

Mit der Senkung der Defizitquote auf deut-

lich unter 3% hat Deutschland bereits 2006

eine wesentliche Voraussetzung f�r die Ent-

lassung aus dem Defizitverfahren geschaffen.

Die vom Ecofin-Rat erhobene Forderung nach

einer strukturellen Konsolidierung um min-

destens einen Prozentpunkt in dem Zweijah-

reszeitraum 2006 und 2007 d�rfte erreicht

werden. Angesichts der sich abzeichnenden

Entwicklung ist offen, ob das im Maastricht-

Vertrag festgelegte Schuldenkriterium als er-

f�llt angesehen wird. Danach darf die Schul-

denquote nur �ber 60% hinausgehen, wenn

sie hinreichend r�ckl�ufig ist und sich rasch

genug dem Referenzwert n�hert. Mit der Re-

form des Stabilit�ts- und Wachstumspakts

sollte unter anderem mehr Gewicht auf

Schuldenentwicklung und Nachhaltigkeit ge-

legt werden.

Um die Schuldenquote z�gig unter den Refe-

renzwert von 60% zu senken, ist es erforder-

lich, die Defizite schnell weiter abzubauen

und das mittelfristige Haushaltsziel eines

strukturellen Budgetausgleichs rasch zu errei-

chen. Dies sollte im Sinne des Stabilit�ts- und

Wachstumspakts bereits 2009 gelingen. Ge-

m�ß dem deutschen Stabilit�tsprogramm

vom Dezember 2006 wird f�r 2007 eine Defi-

zitquote von 11�2 % geplant. Angesichts des

g�nstiger ausgefallenen Ergebnisses f�r 2006

und der inzwischen merklich vorteilhafter ein-

gesch�tzten gesamtwirtschaftlichen Entwick-

lung sollte eine Quote von 1% sowohl in kon-

junkturbereinigter als auch unbereinigter Be-

trachtung durchaus erreichbar sein. Bei der

Reform des Paktes wurde besonderer Wert

darauf gelegt, im Hinblick auf die j�hrliche

Konsolidierungsanforderung die jeweilige Kon-

junkturlage zu ber�cksichtigen. Konkret be-

deutet dies, dass in der von der Bundesregie-

rung unterstellten g�nstigen wirtschaftlichen

3 Vgl. ausf�hrlich: Deutsche Bundesbank, Zur Entwick-
lung der staatlichen Einnahmen- und Ausgabenquote bis
zum Jahr 2007, Monatsbericht, August 2006, S. 54 f.

Merklicher
R�ckgang der
Ausgabenquote
zu erwarten

Europ�isches
Defizitkriterium
erf�llt, Schul-
denquote aber
�ber 60% und
kaum ver�ndert

Laut Stabilit�ts-
und Wachs-
tumspakt ist
2009 Haus-
haltsausgleich
anzustreben
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Phase in den kommenden Jahren die struktu-

relle Konsolidierung �ber den Richtwert von

0,5% des BIP hinausgehen sollte. Vor diesem

Hintergrund w�ren die Einnahmenausf�lle

aufgrund der f�r 2008 geplanten Unterneh-

mensteuerreform an anderer Stelle gegen-

zufinanzieren und der geforderte Konsoli-

dierungsumfang sicherzustellen. Nach dem

j�ngsten Stabilit�tsprogramm strebt die Bun-

desregierung dies allerdings nicht an.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Nachdem die Steuereinnahmen4) im vierten

Quartal 2006 ihren Vorjahrswert mit 6 1�2 %

nochmals deutlich �bertrafen, steht f�r das

Gesamtjahr mit 7 1�2 % (31 Mrd 3) ein außer-

ordentlich kr�ftiger Zuwachs zu Buche. Mit

einem Plus von 55% (14 1�2 Mrd 3) trugen die

Veranlagungssteuern entscheidend hierzu

bei. Dies ist neben geringeren Erstattungen

und h�heren Nachzahlungen auch auf die

g�nstige Gewinnentwicklung im vergange-

nen Jahr zur�ckzuf�hren. Die Einnahmen aus

der veranlagten Einkommensteuer wuchsen

dabei um fast 8 Mrd 3 (80%) besonders

stark, worin auch der Abbau von Steuerver-

g�nstigungen zum Ausdruck kommt, da

nicht zuletzt die zulasten dieser Steuer ver-

buchten Erstattungen an Arbeitnehmer (– 11�2

Mrd 3) und die Eigenheimzulagen (– 1 Mrd 3)

deutlich zur�ckgegangen sind. Zum Wachs-

tum der Ertr�ge aus der Lohnsteuer um 3%

(3 1�2 Mrd 3) haben sowohl der Wiederanstieg

der Zahl der Besch�ftigten als auch die Zu-

nahme der Durchschnittsverdienste beigetra-

gen. Unter den indirekten Steuern weist die

Umsatzsteuer mit 5% (7 Mrd 3) den gr�ßten

Anstieg auf. Dahinter verbirgt sich auch eine

leichte Belebung der inl�ndischen privaten

Nachfrage, die – nicht zuletzt im Bereich der

PKW-Zulassungen – wohl durch Vorzieh-

effekte aufgrund der fr�hzeitig angek�ndig-

ten Regelsatzerh�hung zum 1. Januar 2007

unterst�tzt wurde. Nach den ersten Zahlen

f�r die makro�konomischen Bezugsgr�ßen

geht der Aufkommensanstieg aber deutlich

�ber deren Zuwachs hinaus. Geringere insol-

venzbedingte Steuerausf�lle, m�glicherweise

aber auch eine wirksamere Bek�mpfung des

Umsatzsteuerbetrugs k�nnten hierzu bei-

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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getragen haben. Der leichte R�ckgang des

Energiesteueraufkommens und der trotz der

Tarifanhebung vom September 2005 nur

geringe Anstieg der Tabaksteuereinnahmen

d�rften im Zusammenhang mit Verbrauchs-

reaktionen auf die Preiserh�hungen stehen.

Im Vergleich zur Steuersch�tzung vom No-

vember 2005 – die grunds�tzlich die Basis f�r

die Aufstellung der Haushalte bildete – erga-

ben sich (einschl. gesch�tzter Gemeinde-

steuern) Mehreinnahmen in H�he von rund

32 Mrd 3. Diese Abweichung beruht in erster

Linie auf dem unerwartet kr�ftigen Einnah-

menzuwachs bei den gewinnabh�ngigen

Steuern (23 1�2 Mrd 3). St�rker als seinerzeit

erwartet sind aber auch die Ertr�ge aus der

Umsatzsteuer (+4 1�2 Mrd 3) und der Lohn-

steuer (+2 1�2 Mrd 3) gestiegen. Hierin kommt

nicht zuletzt die g�nstigere Konjunkturent-

wicklung des Jahres 2006 zum Ausdruck.

Im laufenden Jahr ist mit betr�chtlichen

Mehreinnahmen aufgrund der Anhebung des

Regelsatzes der Umsatz- und der Versiche-

rungsteuer zu rechnen. Da das Mehraufkom-

men der Versicherungsteuer vollst�ndig und

das der Umsatzsteuer zu etwa zwei Dritteln

dem Bund zufließt, wird hier ein besonders

kr�ftiges Wachstum zu verzeichnen sein. Das

Aufkommen der L�nder und der Gemeinden

steigt dagegen entsprechend moderater. Bei

den Gemeinden d�rfte zudem das Gewerbe-

steueraufkommen durch die befristete Aus-

weitung der degressiven Abschreibungen ge-

d�mpft werden. Die inzwischen positivere

Einsch�tzung der gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung im laufenden Jahr wie auch der

Steueraufkommen insgesamt und wichtiger Einzelsteuern

Gesamtjahr 4. Vierteljahr

2005 2006

Sch�t-
zung f�r
2006 3) 2005 2006

Ver�nderung
gegen�ber
Vorjahr

Ver�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber
Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in % in Mrd 5 in Mrd 5 Mrd 5 in % in Mrd 5

Steuereinnahmen
insgesamt 1) 415,4 446,1 + 7,4 + 30,8 + 4,94) 120,9 128,8 + 6,5 + 7,9

darunter:
Lohnsteuer 118,9 122,6 + 3,1 + 3,7 + 1,2 33,9 35,5 + 4,9 + 1,7

Veranlagte
Einkommensteuer 9,8 17,6 + 79,9 + 7,8 + 1,5 6,0 7,5 + 25,5 + 1,5

Kapitalertragsteuern 2) 16,9 19,5 + 15,3 + 2,6 – 0,2 2,7 3,7 + 38,6 + 1,0

K�rperschaftsteuer 16,3 22,9 + 40,2 + 6,6 + 0,2 5,4 6,5 + 19,5 + 1,1

Umsatzsteuern 139,7 146,7 + 5,0 + 7,0 + 2,5 36,5 38,5 + 5,5 + 2,0

Energiesteuer 40,1 39,9 – 0,5 – 0,2 – 0,2 16,0 15,7 – 2,1 – 0,3

Tabaksteuer 14,3 14,4 + 0,8 + 0,1 + 0,3 4,2 4,3 + 2,0 + 0,1

1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte ausgewiesene Quartal
noch nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeinde-
steuern. — 2 Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und
Zinsabschlag. — 3 Laut offizieller Steuersch�tzung vom

November 2005, ohne Gemeindesteuern. — 4 F�r die
Steuereinnahmen inklusive (noch gesch�tzter) Gemein-
desteuern lag das Ergebnis um rd. 32 Mrd 5 h�her als die
Sch�tzung.

Deutsche Bundesbank
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Basiseffekt aus dem g�nstiger als erwarteten

Ergebnis f�r 2006 deuten insgesamt darauf

hin, dass das Steueraufkommen auch 2007

die Prognose vom vorangegangenen Novem-

ber �bertreffen k�nnte.

Anfang Februar wurde der Referentenent-

wurf zur Unternehmensteuerreform vorge-

legt (vgl. �bersicht auf S. 65). Durch die ge-

plante Tarifsenkung bei der K�rperschaft-

und Gewerbesteuer sollen die Steuers�tze f�r

deutsche Kapitalgesellschaften – von einem

hohen Niveau aus – merklich gesenkt wer-

den. F�r Personengesellschaften soll eine Er-

leichterung durch eine steuerliche Beg�nsti-

gung der Innenfinanzierung geschaffen wer-

den. Die Attraktivit�t des Unternehmens-

standorts Deutschland d�rfte sich – auch un-

ter Ber�cksichtigung der Maßnahmen zur

Gegenfinanzierung (u.a. die Versch�rfung

der Abschreibungsregeln) – durch die Unter-

nehmensteuerreform grunds�tzlich gegen-

�ber dem Status quo verbessern. Bei den zur

teilweisen Gegenfinanzierung vorgesehenen

Maßnahmen zur Verbreiterung der Bemes-

sungsgrundlage wird nicht zuletzt das Ziel

verfolgt, steuerliche Gestaltungsspielr�ume

einzuschr�nken. Die vorgesehenen Regelun-

gen f�hren freilich auch zu einer deutlich h�-

heren Komplexit�t des Steuerrechts und sind

teilweise steuersystematisch kritisch zu beur-

teilen. Problematisch ist insbesondere, dass

Finanzierungsentscheidungen weiterhin in

starkem Maße von den steuerlichen Rahmen-

bedingungen verzerrt werden. So wird bei-

spielsweise die Gewinnthesaurierung bei Ka-

pitalgesellschaften und k�nftig auch bei Per-

sonengesellschaften erheblich niedriger be-

Mrd €

Körperschaft-
steuer

nicht-veranlagte
Steuern vom
Ertrag

Gewerbesteuer

veranlagte
Einkommen-
steuer

Zinsabschlag

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Einnahmen aus gewinnabhängigen Steuern *)

* In VGR-Abgrenzung. Arbeitnehmererstattungen vom Aufkommen der veranlagten Einkommensteuer
abgesetzt. Bereinigt um Wirkungen von Steuerrechtsänderungen gemäß den Regierungsschätzungen. 
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Wesentliche Elemente der geplanten Unternehmensteuerreform

Mit dem Entwurf des Unternehmensteuerreformge-
setzes 2008 hat die Bundesregierung ihre Absichten
zur Neuregelung der Unternehmensbesteuerung
konkretisiert. Wesentliche Ziele sind die Verbesse-
rung der internationalen Wettbewerbsf�higkeit des
Investitionsstandorts Deutschland, die Schaffung
von mehr Rechtsform- und Finanzierungsneutrali-
t�t sowie die Einschr�nkung von Gestaltungsm�g-
lichkeiten. Zu den zentralen Elementen, die grund-
s�tzlich zum 1. Januar 2008 in Kraft treten sollen,
z�hlen:

– Der K�rperschaftsteuersatz soll von 25% auf
15% und die Gewerbesteuermesszahl von 5%
auf 3,5% gesenkt werden. Die Abzugsf�higkeit
der Gewerbesteuer von ihrer eigenen Bemes-
sungsgrundlage und der der K�rperschaftsteuer
entf�llt dagegen. Damit w�rde die Tarifbelas-
tung der Kapitalgesellschaften (bei einem Ge-
werbesteuerhebesatz von 400%) von derzeit
38,7% auf 29,8% sinken.

– Die Abzugsf�higkeit von Fremdkapitalzinsen als
Betriebsausgaben soll f�r Konzerngesellschaf-
ten mit einer innerhalb des Konzerns unter-
durchschnittlichen Eigenkapitalausstattung be-
schr�nkt werden („Zinsschranke“). Die �ber die
Zinsertr�ge hinausgehenden Zinsaufwendun-
gen sollen – soweit diese Differenz einen Frei-
betrag von 1 Mio 5 �bersteigt – grunds�tzlich
nur noch bis zu 30% des Gewinns in Abzug ge-
bracht werden k�nnen. Nicht gewinnmindernd
anerkannte Finanzierungsaufwendungen sollen
unbefristet fortgeschrieben werden k�nnen.

– F�r Personenunternehmen ist die M�glichkeit
vorgesehen, nicht entnommene Gewinne einem
erm�ßigten pauschalen Steuersatz von 28,25%
zu unterwerfen. Im Fall der sp�teren Entnahme
erfolgt eine Besteuerung analog zur Dividen-
denbesteuerung. K�nftig kann das 3,8-fache
(statt bisher das 1,8-fache) des Gewerbesteuer-
messbetrags von der auf gewerbliche Eink�nfte
entfallenden Einkommensteuerschuld abgezo-
gen werden. Daf�r entf�llt die Abzugsf�higkeit
der Gewerbesteuer von der einkommensteuer-
lichen Bemessungsgrundlage. Kleinere Unter-
nehmen sollen durch Investitionsabzugsbetr�ge
beg�nstigt werden, mit denen bis zu 40% zu-
k�nftiger Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten gewinnmindernd geltend gemacht werden
k�nnen (Obergrenze: 200 000 5).

– Bei der Ermittlung der gewerbesteuerlichen Be-
messungsgrundlage sollen nicht mehr nur ins-

besondere die Dauerschuldzinsen zu 50%, son-
dern k�nftig s�mtliche Fremdkapitalzinsen und
vergleichbare Finanzierungsaufwendungen hin-
zugerechnet werden – allerdings nur zu 25%.
Bei Mieten, Pachten, Leasingraten und Lizenz-
geb�hren wird nur ein Anteil als Fremdfinan-
zierungskosten hinzugerechnet. Dieser wird
bei mobilen Wirtschaftsg�tern mit 25% und bei
immobilen Wirtschaftsg�tern mit 75% ange-
setzt.

– Ab dem 1. Januar 2009 sollen private Kapital-
einkommen einer Abgeltungsteuer mit einem
Satz von 25% unterworfen werden. Diese
Steuer soll neben Zinsen und Dividenden auch
private Ver�ußerungsgewinne aus Wertpapie-
ren erfassen. Das Halbeink�nfteverfahren wird
f�r Privatpersonen abgeschafft und f�r Perso-
nenunternehmen durch ein Teileink�nftever-
fahren mit einer Freistellungsquote von 40%
ersetzt. Um im Einzelfall eine Schlechterstellung
gegen�ber der einkommensteuerlichen Belas-
tung zu vermeiden, kann im Nachhinein eine
Veranlagung beantragt werden.

– Zur Gegenfinanzierung sind neben den oben
genannten Punkten insbesondere folgende
Maßnahmen vorgesehen:

– Die M�glichkeit der degressiven Abschrei-
bung soll abgeschafft werden.

– �ber das Instrument der Wertpapierleihe
soll die Steuerlast nicht mehr verringert
werden k�nnen.

– Die inl�ndische Steuervermeidung durch
Funktionsverlagerungen ins Ausland soll
durch die steuerlich relevante Bewertung
des �bertragenen Pakets unter Anwendung
des Fremdvergleichsgrundsatzes einge-
d�mmt werden.

– Die gewinnmindernde Verwendung von
Verlustvortr�gen nach einem Unterneh-
menserwerb (Mantelkauf) soll weiter einge-
schr�nkt werden.

– Der Grenzwert f�r die Sofortabschreibung
von Wirtschaftsg�tern soll von 410 5 (An-
schaffungs- oder Herstellungskosten) auf
grunds�tzlich 60 5 verringert werden. Die
bisherige Grenze bleibt f�r kleinere Unter-
nehmen erhalten.

Deutsche Bundesbank
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steuert als eine Aussch�ttung, wodurch die

effiziente Mittelallokation �ber die Kapital-

m�rkte behindert wird. Die Einf�hrung einer

Abgeltungsteuer in H�he von 25% ab dem

Jahr 2009 f�hrt zusammen mit der Abschaf-

fung des Halbeink�nfteverfahrens f�r Privat-

personen und der Besteuerung von Ver�uße-

rungsgewinnen (auch unter Ber�cksichtigung

der Zinsschranke) zu einer merklichen Be-

nachteiligung der Eigen- im Vergleich zur

Fremdkapitalfinanzierung.

Im Hinblick auf die Belastung der �ffentlichen

Haushalte rechnet die Regierung bei Ausblen-

dung m�glicher positiver gesamtwirtschaft-

licher R�ckwirkungen mit Steuerausf�llen

aufgrund der Unternehmensteuerreform von

rund 5 Mrd 3 pro Jahr bei voller Wirksamkeit.

Dabei wird offensichtlich eine betr�chtliche

R�ckverlagerung von steuerlich relevanten

Gewinnen nach Deutschland beziehungs-

weise eine geringere Verschiebung ins Aus-

land erwartet. In den ersten Jahren d�rften

die Ausf�lle allerdings h�her liegen, da die

Tarifsenkungen zeitnah, die Maßnahmen zur

Gegenfinanzierung teilweise aber erst mit

einer gewissen Verz�gerung ihre volle Wir-

kung entfalten. Insgesamt ist die Prognose

der Einnahmenausf�lle angesichts der nur

schwer abzusch�tzenden Reaktionen der

Steuerpflichtigen einschließlich der resultie-

renden gesamtwirtschaftlichen Effekte außer-

ordentlich schwierig. Auch sind Anpassungen

des Gewerbesteuerhebesatzes durch die

Kommunen nicht auszuschließen. Vor dem

Hintergrund des weiterhin fortbestehenden

Konsolidierungsbedarfs und der in der Ver-

gangenheit gemachten mitunter sehr negati-

ven Erfahrungen bei der Sch�tzung des Auf-

kommens der gewinnabh�ngigen Steuern

scheinen insgesamt vorsichtige Ans�tze ange-

raten.

Bund

Der Bundeshaushalt verbuchte im vierten

Quartal 2006 mit knapp 1 Mrd 3 einen niedri-

geren �berschuss als im Jahr zuvor (6 1�2

Mrd 3). Entscheidend war, dass die Bundes-

agentur f�r Arbeit im Gegensatz zum Vorjahr

praktisch keine unterj�hrigen Liquidit�tshilfen

erhalten hatte und damit auch keine R�ck-

zahlungen zum Jahresende erfolgten. Entfal-

lene Erl�se aus Beteiligungsver�ußerungen

und Darlehensr�ckfl�ssen konnten durch

Steuermehreinnahmen ausgeglichen werden.

Im Gesamtjahr belief sich das Defizit nach

dem vorl�ufigen Abschluss auf gut 28 Mrd 3

und lag damit deutlich unter dem Planansatz

von fast 38 1�2 Mrd 3. Besonders das st�rkere

Wachstum des Steueraufkommens, das den

Ansatz um 10 Mrd 3 �bertraf, erkl�rt bei ins-

gesamt etwas niedriger als veranschlagten

Ausgaben den g�nstigeren Abschluss. Dabei

�berschritten die Leistungen f�r Langzeitar-

beitslose das Soll insgesamt nur um 1�2 Mrd 3,

da Mehrbelastungen vor allem beim Arbeits-

losengeld II, aber auch bei der Unterkunfts-

kostenbeteiligung durch Minderausgaben bei

den Integrationsleistungen weitgehend aus-

geglichen wurden. Im Vorjahrsvergleich ver-

ringerte sich das Defizit lediglich um gut

3 Mrd 3. Zwar nahmen vor allem die Steuerein-

nahmen (+14 Mrd 3) und auch der Bundes-

bankgewinn (+2 Mrd 3) stark zu. Andererseits

waren die Erl�se aus Verm�gensverwertung

deutlich r�ckl�ufig (– 11 Mrd 3) und Mehrbe-

Belastungen f�r
�ffentliche
Haushalte zu
erwarten

Bundeshaushalt
im vierten
Quartal

Defizit im
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lastungen aus der Arbeitsmarktreform (3 Mrd 3

einschl. Aussteuerungsbetrag und entfallener

Arbeitslosenhilfe-Nachbuchung 2005) zu ver-

zeichnen. Insgesamt konnte aber auch im

Haushaltsvollzug bei investiven Ausgaben

von 23 Mrd 3 trotz der g�nstigen Konjunktur-

entwicklung die Verschuldungsgrenze nach

Artikel 115 GG nicht eingehalten werden.

Ohne die im Bundeshaushalt und zu dessen

Entlastung bei der Postpensionskasse einge-

setzten Einmalerl�se betrug das Defizit sogar

42 Mrd 3. Der so bereinigte Abstand zur Kre-

ditgrenze des Grundgesetzes belief sich auf

ann�hernd 20 Mrd 3.

Der Ende November 2006 vom Bundestag

verabschiedete Bundeshaushalt 2007 sieht

eine weitere Verringerung der Nettokredit-

aufnahme auf 19 1�2 Mrd 3 bei investiven Aus-

gaben von 24 Mrd 3 vor. Durch Verm�gens-

verwertungen im Kernhaushalt und bei der

Postpensionskasse erfolgt aber noch immer

eine Entlastung um rund 15 Mrd 3. Ohne

diese gerechnet wird die Grenze des Arti-

kel 115 GG trotz Steuererh�hungen und K�r-

zung der Zahlungen an Renten- und Kran-

kenversicherung um 4 Mrd 3 noch immer um

gut 10 Mrd 3 �berschritten. Auch wenn man

das gegen�ber der Steuersch�tzung vom No-

vember 2006 um 11�2 Mrd 3 g�nstigere Er-

gebnis 2006 als Basiseffekt fortschreibt und

aus der nun etwas besser eingesch�tzten

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung Mehr-

einnahmen resultieren k�nnen, sind weitere

Konsolidierungsschritte angezeigt. Die mittel-

fristige Finanzplanung vom Sommer des ver-

gangenen Jahres sieht allerdings auch bei Be-

reinigung um r�ckl�ufige Einmalerl�se in den

Jahren 2008 bis 2010 nur eine wenig ambi-

tionierte Defizitr�ckf�hrung vor.

Die Sonderverm�gen des Bundes haben das

Jahr 2006 mit einem Defizit von 1�2 Mrd 3

abgeschlossen, nach einem �berschuss von

4 Mrd 3 im vorangegangenen Jahr. Ausschlag-

gebend war die Entwicklung beim ERP-Son-

derverm�gen, das erstmals seit 2001 mehr

Darlehen vergab als es zur�ckgezahlt bekam.

Im Budget f�r 2007 ist wiederum ein Defizit

(2 1�2 Mrd 3) vorgesehen. Zudem wird der

2003 gegr�ndete Fluthilfefonds durch �ber-

tragung der verbliebenen Mittel von gut

1 Mrd 3 an den Bund und an die von der Flut

betroffenen L�nder aufgel�st. Vor diesem

Hintergrund k�nnten die Sonderverm�gen

auch 2007 ein Defizit verzeichnen.

Mrd €
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L�nderhaushalte5)

Die sehr g�nstige Entwicklung der L�nder-

haushalte setzte sich im letzten Quartal 2006

fort. Nach 6 Mrd 3 vor Jahresfrist belief

sich das Finanzierungsdefizit nur noch auf
1�2 Mrd 3. Im Gesamtjahr sank es damit im

Vergleich zum Vorjahr (24 Mrd 3) um mehr

als die H�lfte auf 10 Mrd 3. Gegen�ber den

Planungen, die einschließlich zahlreicher Nach-

tr�ge nur einen R�ckgang auf 20 1�2 Mrd 3

vorsahen, fiel die Entwicklung so insgesamt

deutlich besser aus. Die Gesamteinnahmen

stiegen um gut 5 1�2 %, insbesondere bedingt

durch die unerwartet starke Zunahme des

Steueraufkommens (+9 1�2 %), die den R�ck-

gang bei den �brigen Einnahmen vor allem

infolge der entfallenen Beihilfer�ckzahlungen

von Landesbanken �berkompensierte. Die

Ausgaben sanken hingegen um knapp 1�2 %.

Ausschlaggebend waren letztlich entfallene

Rekapitalisierungen von Landesbetrieben. Der

deutliche R�ckgang der Personalausgaben

(– 2%) d�rfte in dem Maße, wie er auf Aus-

gliederungen von Landeseinrichtungen (z.B.

Hochschulen in Nordrhein-Westfalen) zur�ck-

zuf�hren ist, durch h�here Zusch�sse an die

Einrichtungen weitgehend ausgeglichen wor-

den sein. Eine moderate Entgeltentwicklung

hat gleichwohl zur Ausgabend�mpfung bei-

getragen.

F�r das laufende Jahr ist vor allem infolge der

Einnahmen aus der Mehrwertsteuererh�hung

mit einem weiteren R�ckgang der Defizite zu

rechnen. Aus den vorliegenden Haushaltspl�-

nen ergibt sich f�r 2007 ein moderater R�ck-

gang des Finanzierungssaldos gegen�ber

dem Vorjahressoll auf 16 Mrd 3. Da die Plan-

zahlen in vielen F�llen noch nicht an die deut-

lich nach oben revidierten Ergebnisse der letz-

ten Steuersch�tzung angepasst wurden, sind

sie weniger als Niveau- denn als Ver�nde-

rungsprognose zu interpretieren und sollten

eine entsprechende weitere R�ckf�hrung der

Defizite erwarten lassen.

Nach derzeitigem Stand �berschreiten Bre-

men, das Saarland und Schleswig-Holstein im

laufenden Jahr noch immer die verfassungs-

m�ßigen Regelgrenzen f�r die Neuverschul-

dung. Der geltende Haushaltsplan Berlins

sieht eine weitere Grenz�berschreitung vor.

Nach der Feststellung des Bundesverfassungs-

gerichts, dass keine extreme Haushaltsnot-

lage vorliegt und auch noch nicht alle Kon-

solidierungsm�glichkeiten ergriffen worden

sind, d�rfte die diesbez�gliche Begr�ndung

f�r die im Hinblick auf die Landesverfassung

�berh�hte Kreditaufnahme hinf�llig sein. Trotz

der Ank�ndigung, die Verschuldungsgrenze

2007 (bei anhaltend umfangreicher Fehlver-

wendung von Bundesmitteln zum Aufbau

Ost) wieder einzuhalten, wurde noch kein

Nachtragshaushalt verabschiedet. Umfangrei-

cher Konsolidierungsbedarf besteht aber

auch bei anderen L�ndern, die ihre Kredit-

grenzen den Planungen zufolge teilweise nur

durch Verm�gensverwertungen oder Deh-

nung der Definition der eigenfinanzierten In-

vestitionen einhalten k�nnen. Nach den bis-

lang vorliegenden Angaben hat die H�lfte der

L�nder den Haushaltsausgleich entweder er-

reicht (Bayern, Sachsen, Mecklenburg-Vor-

pommern und dank umfangreicher Verm�-

5 Die zuletzt ver�ffentlichten Angaben zu den Gemein-
definanzen wurden in den Kurzberichten des Monatsbe-
richts vom Januar 2007 kommentiert.
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gensver�ußerungen auch Hamburg) oder

strebt ihn mittelfristig an (Sachsen-Anhalt

2010; Baden-W�rttemberg, Brandenburg

und Niedersachsen 2011). Wegen der ab

2009 st�rker einsetzenden Degression der

Solidarpaktmittel, die teilweise noch immer

fehlverwendet werden, sowie des vorgezeich-

neten deutlichen Anwachsens der Versor-

gungslasten m�ssen die L�nder auch bei wei-

ter g�nstiger Entwicklung des Steueraufkom-

mens die Konsolidierung durch strikte Be-

grenzung ihres Ausgabenwachstums konse-

quent fortsetzen. Die einvernehmlich be-

schlossenen Vorgaben des Finanzplanungs-

rates sehen hier eine Obergrenze von 1%

f�r die n�chsten Jahre vor.

Sozialversicherungen

Rentenversicherung

Die gesetzliche Rentenversicherung verzeich-

nete im vierten Quartal 2006 einen �ber-

schuss von 3 Mrd 3, so dass sich im Gesamt-

jahr ein positiver Saldo von 7 1�2 Mrd 3 ergab.

Die R�cklagen konnten somit auf 9 1�2 Mrd 3

oder 0,6 Monatsausgaben aufgef�llt werden.

Das gute Ergebnis beruht allerdings aus-

schließlich darauf, dass die Sozialversiche-

rungsbeitr�ge seit Januar 2006 im Regelfall

nicht mehr zur Mitte des der Zahlung des Ar-

beitsentgelts folgenden Monats abzuf�hren

sind, sondern bereits zum Ende desselben

Monats. Dadurch wurden Mitte Januar 2006

die auf den Dezember-Entgelten beruhenden

Beitr�ge nach altem Recht und Ende Januar

die aktuellen Beitr�ge vereinnahmt.6) Durch

die damit verbundenen einmaligen Mehrein-

nahmen von rund 10 1�2 Mrd 3 wurde verhin-

dert, dass ein nicht mehr durch eigene R�ck-

lagen ausgleichbares Defizit von etwa 3 Mrd 3

auflief. Die grundlegende Finanzlage war so-

mit trotz wieder deutlich zunehmender Bei-

tragseinnahmen und nur leicht steigender

Rentenausgaben weiter merklich defizit�r.

Auch deshalb wurde der Beitragssatz 2007

von 19,5% auf 19,9% angehoben.

Im laufenden Jahr d�rfte sich trotz des h�he-

ren Beitragssatzes, einer voraussichtlich allen-

falls geringf�gigen Rentenerh�hung und der

g�nstigen Besch�ftigungsentwicklung wieder

ein Defizit ergeben. Die R�cklagen weisen

nun aber einen ausreichenden Sicherheitsab-

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €
lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

log. Maßstab

Ausgaben

Einnahmen

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung
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6 Eine �bergangsregelung sah vor, dass der zweite im
Januar f�llige Beitrag �ber die folgenden sechs Monate
verteilt gezahlt werden konnte.

�berschuss im
Jahr 2006
wegen Einmal-
effekt durch
fr�here Bei-
tragsabf�hrung

Fundamental
defizit�re
Finanzlage
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stand zu der Untergrenze von 0,2 Monats-

ausgaben auf (Obergrenze des Zielkorridors:

1,5 Monatsausgaben), so dass f�r 2008 wohl

auf eine weitere Beitragssatzanhebung ver-

zichtet werden kann. Dabei ist freilich zu be-

denken, dass derzeit nur eine „Pause“ bei

den demographiebedingten Belastungen der

Rentenversicherung zu verzeichnen ist. Rela-

tiv starken Jahrg�ngen im Erwerbsalter ste-

hen eher schwache Jahrg�nge beim Renten-

zugang gegen�ber. Hinzu kommt, dass das

durchschnittliche Rentenalter aufgrund der

Abschl�ge, aber auch durch die Anhebung

des fr�hestm�glichen Renteneintritts wegen

Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit (bis

Ende 2008 auf 63 Jahre) weiter steigen

d�rfte. Die Gesamtlage wird sich mit Beginn

des n�chsten Jahrzehnts sp�rbar und anhal-

tend verschlechtern. Um dem zu begegnen,

wurden Maßnahmen zur D�mpfung des

Beitragssatzanstiegs beschlossen beziehungs-

weise vorbereitet. Hierzu z�hlt insbesondere

die Anhebung des gesetzlichen Rentenalters

auf 67 Jahre. Das wichtige Signal, dass ange-

sichts der steigenden Lebenserwartung im

Hinblick auf die Tragf�higkeit der Staatsfinan-

zen die Erwerbsphase ausgedehnt bezie-

hungsweise der Renteneintritt hinausgescho-

ben werden muss, wird allerdings – ebenso

wie die D�mpfungswirkung auf den Beitrags-

satz – durch die systemfremde Ausnahme f�r

Versicherte mit mindestens 45 Beitragsjahren

abgeschw�cht.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die Bundesagentur f�r Arbeit schloss im vier-

ten Quartal 2006 mit einem �berschuss von

4 1�2 Mrd 3 und im Gesamtjahr von 11 Mrd 3

ab. Ein guter Teil (sch�tzungsweise 3 1�2 Mrd 3)

war auf den einmaligen Effekt aus der vorge-

zogenen Abf�hrung von Sozialbeitr�gen zu-

r�ckzuf�hren. Von noch gr�ßerer Bedeutung

war aber der durch die verbesserte Arbeits-

marktlage verursachte R�ckgang der Ausga-

ben insbesondere f�r das Arbeitslosengeld I

(– 15% bzw. 4 Mrd 3), bei gleichzeitiger

R�ckf�hrung der aktiven Arbeitsmarktpolitik

um 2 1�2 Mrd 3 (– 20%). Außerdem fiel der

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €

Mrd €

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw.
Defizit (−)

Ausgaben für...

...Arbeitslosen-
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...berufliche
   Förderung 2)

log. Maßstab

Ausgaben insgesamt

Einnahmen 1)

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit

1 Ohne die Liquiditätshilfen des Bundes. —
2 Starker Rückgang in 2005 bedingt durch
Verlagerung der beruflichen Förderung von
Arbeitslosengeld II-Beziehern auf den Bund.
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Aussteuerungsbetrag mit 3 1�4 Mrd 3 um gut

1 Mrd 3 niedriger aus. Die Anzahl der abzu-

geltenden �bertritte vom Arbeitslosengeld I-

Bezug in die Grundsicherung f�r Arbeit-

suchende (Arbeitslosengeld II) d�rfte sich da-

mit um etwa 120 000 auf rund 330 000 Be-

darfsgemeinschaften vermindert haben.

Im Jahr 2007 wird die Bundesagentur Ein-

nahmenausf�lle von gut 14 Mrd 3 gegen�ber

dem Vorjahr zu verkraften haben. Der neue

regelgebundene Bundeszuschuss wird nur zu

gut einem Drittel die Mindereinnahmen aus

der Beitragssatzsenkung von 6,5% auf 4,2%

ausgleichen. Zwar d�rften die Ausgaben f�r

das Arbeitslosengeld I auch wegen der ab

Februar allm�hlich finanzwirksam werdenden

Verk�rzung der maximalen Bezugsdauern

nochmals sinken. Jedoch wird insgesamt mit

einem Defizit und damit einem Abschmelzen

der durch den letztj�hrigen �berschuss gebil-

deten R�cklagen gerechnet. Auf Dauer d�rfte

der Beitragssatz nur dann tragf�hig sein,

wenn die Zahl der Arbeitslosengeld I-Empf�n-

ger – die anders als beim Arbeitslosengeld II

eher Ausdruck konjunktureller und nicht

struktureller Arbeitslosigkeit ist – durch-

schnittlich nicht �ber 1,2 Millionen hinaus-

geht.7) Im Jahr 2006 ist diese kritische Anzahl

mit gut 1,4 Millionen noch �berschritten wor-

den. Zwar wird es k�nftig zu einer Verringe-

rung der durchschnittlichen Empf�ngerzahlen

aufgrund der verk�rzten maximalen Bezugs-

dauern kommen. Doch ist zu beachten, dass

die Zahl der Empf�nger von Arbeitslosengeld I

derzeitig aufgrund der konjunkturellen Situa-

tion eher niedrig sein d�rfte und bei einer Ab-

schw�chung rasch wieder zunehmen k�nnte.

Bei einer weiteren Beitragssatzsenkung oder

der Ausweitung (h�ufig wenig erfolgreicher)

aktiver Arbeitsmarktprogramme erh�ht sich

die Gefahr, dass die Bundesagentur konjunk-

turelle Schw�chephasen nicht aus eigenen

finanziellen Mitteln �berbr�cken kann. Soll

eine prozyklische Politik vermieden werden,

ist es erforderlich, dass bei g�nstiger Kon-

junktur hinreichende R�cklagen zur Vorsorge

f�r schlechte Zeiten gebildet werden.

Gesetzliche Krankenversicherung8)

In der gesetzlichen Krankenversicherung er-

gab sich in den ersten neun Monaten 2006

ein Defizit von 1�4 Mrd 3. Im Gesamtjahr ist

dennoch mit einem �berschuss von �ber

1 Mrd 3 zu rechnen, weil die zweite Tranche

des Bundeszuschusses im vierten Quartal mit

den dann typischerweise hohen Beitragsein-

nahmen zusammengefallen ist und die Aus-

gaben sich weiterhin vergleichsweise mode-

rat entwickelt haben d�rften. Die teilweise

kr�ftigen Beitragsanhebungen zum Beginn

des Jahres 2007 beruhen einerseits auf den

nun zu verzeichnenden Belastungen durch

die K�rzung der Bundesmittel (um 1,7 Mrd 3)

sowie durch die h�heren Ausgaben infolge

der Umsatzsteuererh�hung (rd. 1 Mrd 3). An-

dererseits dienen sie aber auch der Tilgung

fr�her aufgenommener Schulden. Letztlich

d�rfte auch das Vorsichtsmotiv angesichts der

Unw�gbarkeiten der anstehenden Gesund-

heitsreform eine gewisse Rolle gespielt haben.

7 Vgl. zu den Annahmen: Deutsche Bundesbank, Zur
Entwicklung der arbeitsmarktbedingten Staatsausgaben,
Monatsbericht, September 2006, insbesondere S. 79 f.
8 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung wurde
in den Kurzberichten des Monatsberichts vom Dezem-
ber 2006 ausf�hrlich kommentiert.

Im Jahr 2007
Defizit erwartet

Deutliche
Anhebung der
Beitragss�tze
zum Jahres-
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Das „GKV-Wettbewerbsst�rkungsgesetz“

wurde mittlerweile vom Bundesrat verab-

schiedet, und erste Teile k�nnen zum 1. April

2007 in Kraft treten. Gegen�ber den ur-

spr�nglichen Planungen wurden die kurzfris-

tig avisierten Einsparungen insbesondere im

Krankenhausbereich teilweise und bei den

Fahrkosten vollst�ndig wieder zur�ckgenom-

men. Weiter wurde die Belastung der priva-

ten Krankenversicherungen abgeschw�cht.

Insbesondere wurden hier der Zugang zum

Basistarif eingeschr�nkt und der Beginn der

Neuregelungen f�r diesen Bereich um ein

Jahr auf den 1. Januar 2009 verschoben. An

der Ausgestaltung des Gesundheitsfonds

wurde dagegen kaum noch etwas ge�ndert.

Er soll ab 2009 aus Beitr�gen der Versicherten

und Steuermitteln gespeist werden und

risikoadjustierte Pr�mien an die einzelnen

gesetzlichen Krankenkassen weiterleiten. Da-

mit erhalten die Kassen Pauschalen f�r ihre

Versicherten, w�hrend der soziale Ausgleich

auf den Gesundheitsfonds verlagert wird. F�r

die Finanzierung werden weiterhin einkom-

mensproportionale Beitr�ge erhoben – dann

aber zu einem bundeseinheitlich festgelegten

Beitragssatz. Der Wettbewerb unter den

Krankenkassen erfolgt somit nicht mehr �ber

die Beitragss�tze, sondern – auch im Zusam-

menhang mit zus�tzlichen ausgabenseitigen

Unterscheidungsm�glichkeiten – �ber einen

gegebenenfalls erforderlichen Zusatzbeitrag,

der allerdings einkommensproportional aus-

zugestalten ist, sobald die Obergrenze von 8 3

pro Monat �berschritten wird.

Nach letzten
�nderungen
Gesundheits-
reform
verabschiedet




